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Freie Wähler und SPD 
 

 

Pilotphase beginnt bereits im August 2010 
 

Suhl. In der gestrigen Ausgabe von Freies Wort Suhl wurden im Beitrag „Ja zur 

Gemeinschaftsschule“  im Stadtrat zur Sache gefasste Beschlüsse falsch wiedergegeben. Wir 

erachten es deshalb für geboten, die Sachlage richtig darzustellen. 

Per Mehrheitsbeschluss, der von unseren beiden Fraktionen sowie von den Fraktionen „Die 

Linke“ und „Aktiv für Suhl“ getragen wurde, bewirbt sich die Stadt Suhl fristwahrend 

gemeinsam mit den Schulen, deren Schulkonferenzen die Entwicklung zur Thüringer 

Gemeinschaftsschule beschlossen haben, beim Thüringer Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur um die Aufnahme in die Pilotphase 2010/11.  

Wird die Bewerbung vom Ministerium positiv beschieden, bedeutet das, dass 

Lautenbergschule und  Jenaplanschule, unmittelbar mit Schuljahresbeginn 2010/2011, also ab 

August, in die Pilotphase eintreten. Diese soll wissenschaftlich, praktisch und finanziell durch 

das Bildungsministerium begleitet werden. Für diesen sofortigen Start der Pilotphase hatte im 

Stadtrat auch Bürgermeister Klaus Lamprecht eindringlich geworben und nicht wie im 

Beitrag dargestellt „frühestens mit dem Schuljahr 2011/12“.  Ein Ergänzungsantrag des 

Stadtrates Peter Hornschuch (Aktiv für Suhl) stellt klar, dass mit der Einrichtung  von 

Gemeinschaftsschulen in der Stadt Suhl frühestens ab dem Schuljahr 2011/12 begonnen 

werden kann.  

Unsere Fraktionen möchten an dieser Stelle noch einmal klarstellen, dass die Errichtung  von 

Gemeinschaftsschulen in Suhl nicht ohne ein mit Stadtrat, Stadtverwaltung, Schulen und 

Schulträger abgestimmtes Konzept erfolgen kann. Dieses soll dem Stadtrat im März 2011 

vorliegen. Unterstreichen möchten wir, sicherlich auch namens der Fraktionen „Die Linke“ 

und „Aktiv für Suhl“, dass der Beschlusspunkt „Der Stadtrat bekennt sich zum Erhalt des 

Staatlichen Gymnasiums Suhl in seiner jetzigen Form.“ ein ehrliches Bekenntnis ist und nicht 

etwa zur Beruhigung von Gymnasiallehrern, Gymnasiasten und Eltern hineinformuliert 

wurde. In Anbetracht unserer städtischen Haushaltslage, erachten wir auch den 

Beschlusspunkt, dass für „die Antragstellung und die Umsetzung der Pilotphase keine 

zusätzlichen städtischen Haushaltsmittel bereitgestellt werden“ als außerordentlich wichtig. 

Im Zusammenhang mit diesen Richtigstellungen und sachlichen Informationen möchten wir 

es nicht versäumen, unser Erstaunen über die Äußerungen des CDU-Stadtrates Marcus 

Kalkhake kundzutun, der im Zusammenhang mit der Einführung der Pilotphase zur 

Entwicklung von Thüringer Gemeinschaftsschulen vom „größten Überraschungsei des 

Landes“ spricht, seit er in der Kommunalpolitik sei. Die Einführung von 

Gemeinschaftsschulen ist im Koalitionsvertrag von CDU und SPD festgeschrieben. Damit 

wird den langjährigen Forderungen und Wünschen vieler Eltern nach längerem gemeinsamem 

Lernen Rechnung getragen. Die Thüringer Gemeinschaftsschule ist somit ein gemeinsames 

Projekt der Regierung Lieberknecht/Matschie. Marcus Kalkhake gehört als Vorsitzender des 
CDU-Kreisverbandes Suhl einer der Regierungsparteien an. Es gab im letzten halben Jahr 

jede Menge Aktivitäten und Informationsveranstaltungen des zuständigen Ministeriums. Jeder 

konnte seine Kenntnisse erhellen, so er es denn wollte. Wir haben diese Gelegenheiten 

jedenfalls wahrgenommen. Die Arbeitsgruppe „Bildung“ des Suhler Kulturausschusses hat 

mehrfach zum Thema getagt. 
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